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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung 
von Hoyerswerda nach Königswartha, S. 443. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend 
die Anlegung des Grundbuchs für einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Biedenkopf, S. 445. 


(Nr. 10776.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Herſtellung einer Eijen- 
bahnverbindung von Hoyerswerda nach Königswartha. Vom 24. März 1905. 


— 

Deine Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät der König von 
Sachſen haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſen— 
bahn von Hoyerswerda nach Königswartha zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Rudolf Ottendorff und 
Geheimen Baurat Franz Richard und 


Seine Majeſtät der König von Sachſen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrat Johannes Elterich und Geheimen 
Baurat Manfred Krüger, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats— 
vertrag abgeſchloſſen haben. 
Artikel J. 

Die Regierungen der im Eingange bezeichneten beiden Staaten find über- 
eingekommen, eine durchgehende Eiſenbahnverbindung zwiſchen Hoyerswerda und 
Königswartha herzuſtellen. 

Artikel II. 

Jede der beiden hohen Regierungen erklärt ſich bereit, die zur Herſtellung 
der genannten Eiſenbahnverbindung erforderliche Bahnſtrecke auf ihrem Gebiete 
für eigene Rechnung bis zur beiderſeitigen Grenze zu bauen, ſobald ſie die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung hierzu erhalten haben und die Erfüllung derjenigen Bedingungen, 
von denen der Bau geſetzlich abhängig gemacht werden ſollte, ſichergeſtellt ſein 
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wird. Bei Eintritt der genannten Vorausſetzungen wird jede der beiden Regie⸗ 
rungen der anderen innerhalb dreier Monate Nachricht geben und den Bau der 
von ihr auszuführenden Strecke derart vorbereiten und fördern, daß die neue 
Eiſenbahnverbindung tunlichſt bald im Baue vollendet und dem Betrieb über— 
geben werden kann. 


Artikel III. 


Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie ſowie des geſamten Bauplans 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt jeder der beiden hohen Regierungen für ihr 
Gebiet vorbehalten. 

Nachdem die Feſtſtellung des Punktes, wo die Eiſenbahn die Grenze über⸗ 
ſchreitet, bereits erfolgt iſt, genehmigen die beiden hohen vertragſchließenden Regie⸗ 
rungen die diesbezüglich getroffene Vereinbarung. 


Artikel IV. 


Die Eiſenbahn ſoll als Nebenbahn zur Ausführung gelangen und zu⸗ 
nächſt nur mit einem durchgehenden Gleiſe verſehen werden. Sollte ſpäterhin 
das Bedürfnis nach Herſtellung des zweiten Gleiſes auf der ganzen Bahnlinie 
beziehungsweiſe auf einzelnen Teilſtrecken derſelben oder nach einer ſonſtigen zur 
ungeſtörten Abwicklung des Verkehrs notwendigen weiteren Ausgeſtaltung der 
erſten Bau: und Betriebseinrichtungen ſich herausſtellen, fo werden die hohen 
Regierungen behufs einer Verſtändigung hierüber in weitere Verhandlung treten. 

Die Spurweite der Gleiſe foll in Übereinſtimmung mit den anſchließenden 
Bahnen 1,135 Meter im lichten der Schienen betragen. 

Als kleinſter zuläſſiger Halbmeſſer für Krümmungen iſt das Maß von 
350 Meter und als ſtärkſte Steigung das Verhältnis von 12 100 einzuhalten. 

Die von einer der beiden hohen Regierungen geprüften Betriebsmittel werden 
ohne nochmalige Prüfung auch auf der im Gebiete der anderen liegenden Bahn- 
ſtrecke zugelaſſen werden. 


Artikel V. 


Ein Übergabebahnhof an der Grenze wird nicht errichtet werden. Der 
Betrieb auf der neuen Strecke ſoll von der Königlich Preußiſchen und Königlich 
Sächſiſchen Staatseiſenbahnverwaltung gemeinfchaftlich geführt werden. Seine 
Regelung bleibt einem beſonderen Vertrage zwiſchen den genannten Verwaltungen 
vorbehalten. 


Artikel VI. 


Die volle Landeshoheit (alſo auch die Ausübung der Juſtiz⸗ und Polizei⸗ 
gewalt) bleibt in Anſehung der die beiderſeitige Grenze überſchreitenden Bahn— 
ſtrecke auf jedem der beiden Gebiete der betreffenden Territorialregierung aus» 
ſchließlich vorbehalten. 
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a Artikel VII. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeitig zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Dresden 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Dresden, am 24. März 1905. 


(L. S.) Ottendorff. (L. S.) Elterich. 
(L. S.) Richard. (L. S.) Krüger. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 10777.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Biedenkopf. Vom 11. Dezember 1906. 


Ai Grund des § 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals 
freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Land— 
gräflich Heſſiſchen Gebietsteilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 
(Geſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das 
Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt 
der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung 
in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirke des Amtsgerichts Biedenkopf gehörigen Gemeinde— 
bezirk Kleingladenbach (früher Gladenbach bei Breidenbach) 
am 15. Januar 1907 beginnen ſoll. 


Berlin, den 11. Dezember 1906. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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